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ESG UND RECHT

Nachhaltigkeit weiterhin im
Fokus der Politik

Unternehmen sollten sich auf vermehrte — auch regulatorische —
Maknahmen zur Forderung nachhaltigen Wirtschaftens und den
angekiindigten Wandel hin zu einer Green Economy vorbereiten.
Das gilt aktuell insbesondere auch mit Blick auf das nun konkret
angekiindigte Gesetz zu Sorgfaltspflichten in der Lieferkette.

In unserem Newsletter ,Corona vs. CSR: Stoppt das Virus auch
die Nachhaltigkeit?" gelangten wir Anfang April 2020 zu dem Fazit:
Die Corona-Krise wird die Nachhaltigkeit nicht stoppen, sondern
im Gegenteil vielleicht sogar befordern. Das neue Jahrzehnt wer-
de also weiter im Scheinwerferlicht der Nachhaltigkeit stehen
(vgl. dazu grundlegend unseren Newsletter ,Ausblick Corporate
Social Responsibility 2020: Mehr Nachhaltigkeit, mehr Gesetze,
mehr Risiko“ von Februar 2020). Die aktuellen Entwicklungen
seither zeigen weiter in diese Richtung. Die Corona-Krise hat die
Verwundbarkeit einer globalisierten Welt an ihren empfindlichs-
ten Stellen aufgezeigt und damit deutlich gemacht, wie wichtig es
ist, die Resilienz der Unternehmen im Hinblick auf etwaige kiinfti-
ge Krisen zu starken. Die Berlicksichtigung von Klimawandel und
Klimaschutz ist hierflir ein prominentes Beispiel (vgl. dazu auch
unsere vorbezeichneten Newsletter).

Es bleibt also dabei: Ein sorgfaltiger und vorausschauender Ge-
schéaftsleiter tut gut daran, das Thema Nachhaltigkeit im Blick zu
behalten. Mehr als bestatigt wird das durch die aktuellen politi-
schen und regulatorischen Entwicklungen im Bereich der Nach-
haltigkeit:

Wir berichten daher nachfolgend liber die wesentlichen nachhal-
tigkeitsbezogenen Aspekte des Trio-Programms (Ziff. 1) sowie
des darauf aufbauenden nationalen Programms fiir die aktuelle
EU-Ratsprasidentschaft (Ziff. 2). Nachhaltigkeit ist und bleibt da-
nach auch in Zeiten der Pandemie ein sehr bedeutsamer Faktor
auf der politischen Biihne. Sodann gehen wir im Einzelnen auf
die rasanten Entwicklungen im Bereich menschenrechtlicher
Sorgfaltspflichten ein, Stichpunkt ,Lieferkettengesetz® (Ziff. 3).
Nicht nur sind zwischenzeitlich die Eckpunkte flir ein nationales
Lieferkettengesetz von Marz 2020 offentlich bekannt geworden.
Angesichts der Ergebnisse der zweiten Monitoring-Runde zum
Nationalen Aktionsplan Wirtschaft und Menschenrechte haben
die Bundesminister Miiller und Heil ein Lieferkettengesetz noch
fiir diese Legislaturperiode angekiindigt. Auch die Plane fiir ein
EU-Lieferkettengesetz nehmen rasant Fahrt auf. Angesichts des

hohen Finanzierungsbedarfs flir den Wandel hin zu einem nach-
haltigen Wirtschaften bleibt auch das Thema Sustainable Finance
hoch im Kurs (Ziff. 4). Neben der Renewed Sustainable Finance
Strategie der EU-Kommission steht die Uberarbeitung (Erweite-
rung) der nichtfinanziellen Berichterstattung zur Diskussion. Ganz
besondere Bedeutung kommt in diesem Bereich der jlingst final
beschlossenen EU-Taxonomie zu, dem weltweit ersten Klassifi-
zierungssystem flir 6kologisch nachhaltige Wirtschaftstatigkeiten
(Ziff. 5). Und schlieRlich gibt ein unldngst erschienenes White
Paper des World Economic Forum zum Thema Stakeholder Ca-
pitalism einen Ausblick darauf, wie die im European Green Deal
angekindigten Pldne der EU-Kommission im Bereich Sustainable
Corporate Governance Kontur annehmen kénnten (Ziff. 6).

1. ACHTZEHNMONATSPROGRAMM FUR DIE AKTUELLE
TRIO-RATSPRASIDENTSCHAFT

Der Rat ,Allgemeine Angelegenheiten, der die Tagungen
des Europaischen Rates vor- und nachbereitet, hat sich am
16. Juni 2020 mit dem Achtzehnmonatsprogramm fiir die kommen-
de Trio-Prasidentschaft von Deutschland, Slowenien und Portugal
in der EU (kurz: Trio-Programm) befasst. Seit dem Vertrag von
Lissabon aus dem Jahr 2009 formuliert der sog. Dreiervorsitz
langfristige Ziele und erarbeitet ein gemeinsames Programm
fir die Tatigkeit des Europaischen Rates in dem jeweiligen Acht-
zehnmonatszeitraum. Die drei beteiligten Lander stellen auf der
Grundlage dieses Trio-Programms ein eigenes detaillierteres
Sechsmonatsprogramm auf (vgl. zum nationalen Programm so-
gleich unter Ziff. 2.).

Wenig Uiberraschend ist der finale Inhalt des Trio-Programms stark
durch die Corona-Krise und ihre Bewaltigung beeinflusst worden.
Gleichwohl oder gerade deshalb basiert das Trio-Programm wei-
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terhin auf den Hauptprioritdten der strategischen Agenda fiir

.Gemeinsam. Europa wieder stark machen.” veroffentlicht. In

2019-2024, auf die sich die Staats- und Regierungschefs der EU
im vergangenen Jahr verstandigt hatten:

m  Schutz der Biirger und ihrer Freiheiten;

m  Entwicklung einer starken und lebhaften wirtschaftlichen Basis;

m  Aufbau eines klimaneutralen, griinen, fairen und sozialen Eu-
ropas;

m  Forderung europadischer Interessen und Werte auf der globa-
len Buhne.

Bereits in der Einleitung wird klar, dass (auch) die Trio-Prasident-
schaft dem Ziel eines nachhaltigen und inklusiven Wachstums
und einer Green Economy weiterhin oberste Prioritat einrdumt.
So heiRt es dort zur Bewaltigung der Corona-Krise und der Wie-
derherstellung der Volkswirtschaften Europas:

,So missen wir ein nachhaltiges und inklusives Wachstum,
das unter anderem den Ubergang zu einer griinen Wirtschaft
und den digitalen Wandel einschliel8t, férdern sowie alle Leh-
ren aus der Krise ziehen und ihre soziobkonomischen Folgen
bewdiltigen. Die drei Vorsitze sind entschlossen, zu diesem
Zweck als (ibergeordnete Prioritéit alle geeigneten MalRknah-
men durchzufiihren, die einer soliden Erholung der euro-
pdischen Wirtschaft dienen, und zwar im Einklang mit einer Stra-
tegie fir nachhaltiges und inklusives Wachstum, die dem Ziel
Rechnung trdgt, bis 2050 Klimaneutralitét zu erreichen und die
erheblichen sozialen Auswirkungen und die menschliche Dimen-
sion zu berticksichtigen.”

Unter Ziff. IV des Trio-Programms zur ,Verwirklichung eines klima-
neutralen, griinen, fairen und sozialen Europas” folgen konkrete
Ziele: Die Erreichung der Klimaneutralitdt bis 2050 in kosten-
effizienter, gerechter, sozial ausgewogener und fairer Weise ohne
EinbuRen flir die Wettbewerbsfahigkeit der EU sowie der Schutz
und die nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt und der na-
tlrlichen Ressourcen werden als ,,Schltisselelemente des griinen
Wandels“bezeichnet. Eingerahmt wird dies durch das Bekenntnis
zur Umsetzung der Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung und
der darin verankerten 17 Ziele fiir nachhaltige Entwicklung (Sus-
tainable Development Goals, SDGs). Darliber hinaus fallt insbe-
sondere die folgende Passage auf, die klar in Richtung eines EU-
weiten Lieferkettengesetzes zielt (vgl. dazu néher unter Ziff. 3.):

,Die drei Vorsitze werden die Bemihungen um eine EU-weit
kohdrente Umsetzung der Leitprinzipien der Vereinten Natio-
nen fir Wirtschaft und Menschenrechte, der OECD-Leitsdtze fiir
multinationale Unternehmen und der Dreigliedrigen Grundsatz-
erklérung der IAO Uiber multinationale Unternehmen und Sozial-
politik vorantreiben. Sie fordern, dass eine neue Mitteilung (ber
die soziale Verantwortung von Unternehmen (SVU) einschlieBlich
eines EU-Aktionsplans flir verantwortungsvolles unternehme-
risches Handeln ausgearbeitet wird, die den Erfahrungen und
Lehren der COVID-19-Krise Rechnung trégt.”

2. NATIONALES PROGRAMM DER BUNDESREGIERUNG
FUR DIE EU-RATSPRASIDENTSCHAFT

Am 30. Juni 2020 hat die Bundesregierung ihr nationales Pro-

gramm der deutschen EU-Ratsprasidentschaft mit dem Titel

Ubereinstimmung mit dem Trio-Programm stellt die Bundesre-
gierung auch im nationalen Programm die Bewaltigung der wirt-
schaftlichen und sozialen Folgen der COVID-19-Pandemie in das
Zentrum ihrer Anstrengungen. Sie kiindigt hierzu eine ,,nachhal-
tige und inklusive Wachstumsstrategie“ an. Die Bundesregierung
mochte sich dafiir einsetzen, dass der Ubergang zu einer nach-
haltigen Wirtschaft auf Basis des Europdischen Griinen Deals (Eu-
ropean Green Deal) erfolgt und die digitale Transformation dabei
eine zentrale Rolle spielt.

Die Pandemie habe die Verletzlichkeiten globaler Lieferketten
und der Menschen, die darin arbeiten, offenbart. Ein umfassen-
des Risikomanagement von Unternehmen, das im Einklang mit
der globalen Agenda flir Nachhaltigkeit steht, konne dazu bei-
tragen, die Resilienz der Lieferketten zu erhéhen. Die Bundesre-
gierung will sich daher fiir einen EU-Aktionsplan zur Starkung der
Unternehmensverantwortung in globalen Lieferketten einsetzen,
der menschenrechtliche, soziale sowie 6kologische Standards
und Transparenz fordert und den Erfahrungen und Lehren der
COVID-19-Pandemie Rechnung tragt. Dies diene der kohéarenten
Umsetzung der Leitprinzipien der Vereinten Nationen flir Wirt-
schaft und Menschenrechte sowie der OECD-Leitsatze fur Multi-
nationale Unternehmen.

Ein EU-Lieferkettengesetz mit verbindlichen Sorgfaltspflichten in
der Lieferkette, wie es EU-Justizkommissar Didier Reynders vor
einigen Wochen angekiindigt hatte (vgl. dazu ndher unter Ziff. 3),
wird in dem Programm jedenfalls nicht ausdriicklich erwéahnt. Am
14. Juli 2020 hat die Bundesregierung mit Blick auf das geplante
nationale Lieferkettengesetz aber noch einmal bestatigt, dass sie
sich auch mit dem EU-Aktionsplan fiir eine Starkung der Unter-
nehmensverantwortung in globalen Lieferketten einsetzen wolle,
.der menschenrechtliche, soziale und &kologische Standards
und Transparenz in der Lieferkette férdert und den Erfahrungen
der COVID-19-Pandemie Rechnung tréigt® (vgl. néher Ziff. 3). Ob
die Bundesregierung dariiber hinaus auch das Thema Sustainable
Corporate Governance aufgreifen will, bleibt abzuwarten.

Den weiteren Nachhaltigkeitsaspekten widmet die Bundesre-
gierung in ihrem nationalen Programm fir die EU-Ratspréasident-
schaft ein eigenes Kapitel ,,IV. Ein nachhaltiges Europa“. Woértlich
heilkt es dort einleitend:

wUnser Ziel ist es, die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Fol-
gen der COVID-19-Pandemie nachhaltig und inklusiv zu bewdlti-
gen und dabei den Ubergang zu einer nachhaltigen Wirtschaft
mitzugestalten. Die Schwerpunkte hierfiir sind eine ambitionierte
Klima-, Umwelt- und Biodiversitdtsschutzpolitik, die Ausrichtung
an der Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung der Vereinten
Nationen und eine nachhaltige Landwirtschaft. Die deutsche
Ratsprdsidentschaft wird sich zudem dafiir einsetzen, dass die
Europdische Union und ihre Mitgliedstaaten weiterhin internatio-
nal als ehrgeizige und aktive Akteure flir Klimadiplomatie, Nach-
haltigkeit und europdische Werte auftreten.”

Im Einzelnen heiltt das:

m  Unterstiitzung des Griinen Deals der EU-Kommission als
sumfassende und ambitionierte Strategie®;
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Das Bekenntnis zum Stakeholder-Kapitalismus, wie es in der letztjährigen Erklärung des US-amerikanischen Business Roundtable zum Ausdruck kam (vgl. hierzu unseren Blog-Beitrag „Update Corporate Social Responsibility: US-Unternehmen verabschieden sich vom strikten Shareholder Value Ansatz“"), scheint hiernach gestärkt worden zu sein. Nur 18 Prozent glauben, dass es durch die Pandemie gebremst wird. Gleichzeitig glauben jedoch mehr als 40 Prozent der CEOs, dass die Sorge um die Umwelt durch die unmittelbarere Konzentration auf wirtschaftliche Probleme abnehmen wird. Das mag auf die zunehmende Bedeutung der sozialen Aspekte der Nachhaltigkeit hinweisen.
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Annahme von Ratsschlussfolgerungen zum neuen Kreislauf-
wirtschaftsaktionsplan der EU-Kommission im Europédischen Rat;
m  Annahme von Ratsschlussfolgerungen zur neuen EU-Bio-
diversitatsstrategie (unter Verweis auf den Zusammenhang
zwischen biologischer Vielfalt und menschlicher Gesundheit);

m  Abschluss der Beratung des Entwurfs eines europaischen Kili-
magesetzes im Europdischen Rat mit rechtlich verbindlicher
Festschreibung der Klimaneutralitdt der EU bis 2050 und Be-
schluss Uber eine Erhohung des nationalen Klimabeitrags fiir
das Jahr 2030; die Bundesregierung begriikt insoweit das
Ziel der EU-Kommission, das EU-Ziel fiir 2030 auf 50 bis 55
Prozent im Vergleich zu 1990 anzuheben;

m im Verkehrsbereich soll weiter auf eine klimafreundliche,
nachhaltige und bezahlbare Mobilitat hingearbeitet werden;

m im Energiebereich werden Ratsschlussfolgerungen zu den
europaischen Rahmenbedingungen fiir gemeinsame Erneu-
erbare-Energien-Projekte der Mitgliedstaaten, insbesondere
im Bereich Offshore-Windenergie, angestrebt; zudem hat die
Bundesregierung sich das Ziel gesetzt, zur Entwicklung der
Markte und Infrastrukturen fiir sichere und zukunftsfahige
Versorgung mit CO2-neutralen und vorzugsweise CO2-freien
Gasen — wie insbesondere Wasserstoff aus erneuerbaren
Energien — beizutragen. International méchte sich die Bun-
desregierung aulkerdem unter Beachtung des Prinzips der
gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortung, fir fairen
Wettbewerb (,Level Playing Field“) bei der Vermeidung von
CO2-Emissionen wie auch dafiir einsetzen, dass Verlagerungs-
anreize fiir CO2 in Drittstaaten (,Carbon Leakage®) verhindert
werden;

m  die Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung und die nach-
haltigen Entwicklungsziele (Sustainable Development Goals —
SDG) sind Leitbild der deutschen Ratsprdsidentschaft; die
Bundesregierung setzt sich dafiir ein, dass das angekiindigte
Konzept der Kommission fiir die umfassende Umsetzung der
Agenda 2030 vorgelegt wird, sodass die Beratungen dazu im
Rat im zweiten Halbjahr beginnen kénnen;

m  insbesondere mochte die Bundesregierung einen Beitrag zur
Umsetzung der SDG durch eine moderne und nachhaltige
Land- und Fischereiwirtschaft leisten; in den Verhandlungen
liber die Gemeinsame Europdische Agrarpolitik (GAP) nach
2020 werde eine Allgemeine Ausrichtung des Rates ange-
strebt; im Sinne nachhaltiger Entwicklung sollten die GAP
und weitere Politikbereiche noch starker dazu beitragen, die
Zukunft landlicher R&ume zu sichern, Entwicklungspotenziale
landlicher Regionen zu nutzen und sie als attraktive Lebens-
und Wirtschaftsraume zu erhalten und weiterzuentwickeln;

= schlieRlich mochte sich die Bundesregierung dafir einsetzen,
dass der Europdische Rat friihzeitig in die Erarbeitung der
neuen Verbraucheragenda einbezogen wird, die die EU-Kom-
mission im zweiten Halbjahr 2020 vorlegen will. Die Agenda
musse dazu beitragen, den Verbraucherschutz in der EU an
die aktuellen digitalen und 6kologischen Herausforderungen
anzupassen.

3. SORGFALTSPFLICHTEN IN DER LIEFERKETTE

Wie in unserem Newsletter ,Corona vs. CSR* im April beschrie-
ben, hatte die Bundesregierung die Plane fiir ein deutsches
Lieferkettengesetz zunachst bis zum Abschluss der zweiten
Monitoring-Runde zum Nationalen Aktionsplan Wirtschaft und

Menschenrechte (,NAP“) auf Eis gelegt. Das lag nicht an der
Corona-Krise, sondern an der schon vorher entbrannten hitzigen
Diskussion um die Einflihrung verbindlicher Sorgfaltspflichten
in der Lieferkette. Noch vor nicht allzu langer Zeit verwies das
Wirtschaftsministerium auf einen ,klaren Zeitplan“: Man wolle
zundchst die zweite Monitoring-Runde abwarten. Danach werde
die Regierung uUber ,weitergehende MaBnahmen, wie eine ge-
setzliche Regelung* entscheiden — falls sich herausstellen sollte,
Ldass die freiwillige Selbstverpflichtung der Unternehmen nicht
ausreicht. Genau dazu ist es nun gekommen. Am 14. Juli 2020 in-
formierten die Bundesminister Dr. Gerd Miiller und Hubertus Heil
In einer Pressekonferenz lber die ,erneut enttduschenden® Er-
gebnisse der zweiten Unternehmensbefragung: Deutlich weniger
als 50 Prozent der Unternehmen kdmen ihrer unternehmerischen
Sorgfaltspflicht nach. Die Gruppe der ,Erfiiller* habe sich im Ver-
gleich zur Unternehmensbefragung 2019 in ihrer Grokenordnung
nicht makgeblich verandert (d.h., es gilt weiterhin nur jedes fiinf-
te Unternehmen als ,Erflller). Laut Bundesarbeitsminister Hu-
bertus Heil zeigen die Ergebnisse der Unternehmensbefragung,
dass das Konzept der Freiwilligkeit hier nicht ausreiche. Es bedur-
fe nun eines nationalen Gesetzes, um fir fairen Wettbewerb zu
sorgen. Bundesentwicklungsminister Dr. Gerd Miiller erlduterte:
~Die Ausbeutung von Mensch und Natur sowie Kinderarbeit darf
nicht zur Grundlage einer globalen Wirtschaft und unseres Wohi-
standes werden. Das wdre ein Bumerang, der auf uns zuriick-
schldgt. Unser 6ko-soziales Wirtschaftsmodell kann Vorbild fiir
eine globale Wirtschaft sein.“ Im Ergebnis stellten beide Minister
fest: ,Jetzt greift der Koalitionsvertrag fiir ein Lieferketten-Gesetz.
Ziel ist ein Abschluss noch in dieser Legislaturperiode“. Ange-
sichts der unbefriedigenden Ergebnisse der ersten Monitoring-
Runde zur Umsetzung des NAP wollten die beiden Minister be-
reits im Februar oder Marz 2020 einen Entwurf bzw. Eckpunkte
fur ein deutsches Lieferkettengesetz vorlegen. Dazu kam es in-
des nicht. Kurz vor der vorbezeichneten Pressekonferenz ist das
Eckpunktepapier von Marz 2020 nunmehr aber bereits inoffiziell
bekannt geworden: Nach dem ,Entwurf fiir Eckpunkte eines Bun-
desgesetzes lber die Stdrkung der unternehmerischen Sorgfalts-
pflichten zur Vermeidung von Menschenrechtsverletzungen in
globalen Wertschépfungsketten (Sorgfaltspflichtengesetz)* sollen
in Deutschland ansassige Unternehmen mit mehr als 500 Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern kiinftig verpflichtet werden, ih-
rer Verantwortung in der Wertschépfungskette nachzukommen.
Unternehmen missten danach kiinftig prifen, ob sich ihre Aktivi-
taten nachteilig auf Menschenrechte auswirken und angemessene
MaRknahmen zur Pravention und Abhilfe ergreifen. Das Gesetz soll
dabei — wie bei Sorgfaltspflichtengesetzgebungen (blich — eine
Bemiihungs- und keine Erfolgspflicht begriinden. Gleichwohl soll
ein VerstoR gegen das Gesetz Grundlage fiir Schadensersatzkla-
gen Betroffener sein kdnnen; das Haftungsrisiko fiir Unternehmen
bleibe aber begrenzt. Der Rat fiir Nachhaltige Entwicklung (RNE)
hat Mitte Mai eine ,Vorreiterrolle Deutschlands bei der Liefer-
kettengesetzgebung in Europa“ empfohlen. In seiner Stellung-
nahme ,Nachhaltige Lieferketten® setzt er sich u. a. dafir ein, ,die
Wahrnehmung der Sorgfalt flir soziale und 6kologische Aspekte
in weltweit vernetzten Lieferketten und Geschdftsbeziehungen
mittels eines smart mix zu verankern®. Dieser smart mix setze sich
zusammen ,aus gesetzlichen Vorgaben und verbindlichen Rah-
menbedingungen, der Beschreibung von Mindestanforderungen
sowie freiwilligen Initiativen der Wirtschaft und Zivilgesellschaft®.
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Die EU-Kommission will das Projekt eines europdischen Liefer-
kettengesetzes mit Nachdruck vorantreiben, wobei das wei-
tere Vorgehen auf einer viele hundert Seiten starken Studie zu
Sorgfaltspflichten in der Lieferkette griindet (vgl. Daily News
24/02/2020 der EU-Kommission mit dem aussagekraftigen Ti-
tel ,Commission study shows the need for EU-level leqgislation
on due diligence throughout the supply chain on human rights
and _environmental impacts®). Ein wesentliches Ergebnis der
Studie zeigt in eine ahnliche Richtung wie die erste Runde des
deutschen NAP-Monitorings: EU-weit fiihrt nur jedes dritte Un-
ternehmen Prifungen in Bezug auf Menschenrechte und Um-
weltauswirkungen durch. Freiwilligkeit als Konzept reicht daher
aus Sicht des EU-Justizkommissars Didier Reynders nicht aus,
der nun zweierlei angeht: Eine offentliche Konsultation in 2020
im Anschluss an die Studie und in 2021 die Vorlage eines Ge-
setzesvorschlages fiir ein européaisches Lieferkettengesetz. Nach
Didier Reynders wird die vorgeschlage Verordnung Sanktionen
bei ,Non-Compliance” vorsehen und gegebenenfalls Klagemog-
lichkeiten fiir Betroffene. ,Eine Regulierung ohne Sanktionen ist
keine Regulierung®, so Reynders. Damit kénnten die Uberlegun-
gen der EU-Kommission in Richtung des franzdsischen ,Loi de
Vigilance“ (2017) gehen, das bislang weltweit als das harteste
nationale Gesetz im Zusammenhang mit menschenrechtlichen
Sorgfaltspflichten gilt, da es Unternehmen (allerdings nur groke
franzosische Unternehmen mit 5.000 Mitarbeitern in Frankreich
oder 10.000 Mitarbeitern weltweit) nicht nur Berichtspflichten,
sondern umfangreiche Handlungspflichten auferlegt, die auch
sanktioniert sind (vgl. dazu bereits unser ,,Update Corporate So-
cial Responsibility: Verbindliche CSR-Sorgfaltspflichten auf dem
Vormarsch® von Juli 2019).

Am 22. Juni 2020 tauschten sich die Mitglieder der drei Aus-
schiisse des Europaischen Parlaments DROI, JURI und INTA im
Rahmen einer gemeinsamen Ausschusssitzung iber Sichtweisen
zu einer Gesetzgebung zur Human Rights Due Diligence aus. In
der Ausschusssitzung wurden sowohl die vorbezeichnete Studie
zu Sorgfaltspflichten in der Lieferkette als auch zwei neue Briefings
vorgestellt: Zum einen das Briefing No. 1 ,Substantive Elements
of Potential Legislation on Human Rights Due Diligence“ von
Prof. Dr. Markus Krajewski sowie zum anderen das Briefing No.
2 ,EU Human Rights Due Diligence Legislation: Monitoring, En-
forcement and Access to Justice for Victims* von Claire Methven
O‘Brien und Prof. Olga Martin-Ortega:

= Das Briefing No. 1 gibt einen Uberblick iiber die bestehenden
gesetzgeberischen Anséatze fir verbindliche Sorgfaltspflichten
im Bereich der Menschenrechte und Vorschlage nichtstaatli-
cher Akteure, die den Umfang mdglicher Rechtsvorschriften
der EU Uber verbindliche Sorgfaltspflichten im Bereich der
Menschenrechte (Human Rights Due Diligence, HRDD) fir
Unternehmen betreffen. Das Briefing erortert die wichtigsten
inhaltlichen Elemente einer moglichen EU-Gesetzgebung zur
HRDD. Die Gesetzgebung sollte alle Unternehmen unabhan-
gig von ihrer Groke erfassen und einen nicht sektorspezifi-
schen Ansatz verfolgen. Dariiber hinaus sollte die Gesetzge-
bung nicht nur fir die eigenen Aktivitdten des Unternehmens
gelten, sondern auch fiir seine Geschéftsbeziehungen ein-
schlieRlich der Wertschopfungskette. SchlieRlich sollte die
Gesetzgebung ein materiellrechtliches Due-Diligence-Modell

vorsehen und von den Unternehmen verlangen, dass sie sich
aktiv an der Analyse, Milderung und Behebung etwaiger ne-
gativer Auswirkungen auf die Menschenrechte beteiligen,
die auf ihren eigenen Aktivitdten beruhen und mit ihnen in
ihren Geschéaftsbeziehungen verbunden sind. Auch wenn die
Entwicklung der HRDD ein sehr komplexes Unterfangen ist,
sollte dennoch bedacht werden, dass ihr Ziel darin besteht,
die Achtung der Menschenrechte zu gewahrleisten, die nicht
zugunsten von Unternehmensgewinnen und der Anh&dufung
von Reichtum geopfert werden sollten.

m Das zweite Briefing untersucht Optionen fir die Uberwa-
chung und Durchsetzung von Rechtsvorschriften der EU zu
menschenrechtlichen Sorgfaltspflichten sowie den Zugang
zu Gerichten und Rechtsbehelfen fiir Opfer von Menschen-
rechtsverletzungen im Zusammenhang mit der Geschafts-
tatigkeit von Unternehmen innerhalb der EU-Mitgliedsstaaten
oder von den EU-Mitgliedstaaten aus. Eine solche Gesetz-
gebung sollte eine wirksame Uberwachung durch Verpflich-
tungen auf Unternehmensebene, nationale und EU-Maf-
nahmen und delegierte Gesetzgebung oder Leitlinien zur
weiteren Ausgestaltung der gesetzlichen Sorgfaltspflicht
vorschreiben. Mit Blick auf die Durchsetzung sollten die Mit-
gliedstaaten angemessene Strafen fir die Nichteinhaltung
festlegen und Durchsetzungsrechte fir interessierte Parteien
schaffen. Zudem sollte das Gesetz neben der Verpflichtung
der Unternehmen, Beschwerdemechanismen einzurichten,
auch nationale und EU-MaRnahmen vorsehen, einschlieflich
der Verpflichtung der Mitgliedstaaten, wirksame Rechtsbehelfe
und Rechtsmittel fiir die Opfer zu gewahrleisten und Stellen
einzurichten oder zu bestimmen, die Missbrauche untersu-
chen, die Durchsetzung einleiten und die Opfer unterstitzen.

Mit hoher Wahrscheinlichkeit werden sich die Plane fir ein euro-
paisches Lieferkettengesetz daher in 2021 konkretisieren. Einen
nationalen Flickenteppich zu vermeiden, ist zudem ein nachvoll-
ziehbares Anliegen, ein verlasslicher Rahmen, der fir alle als
Jevel playing field” gilt. Es dirfte daher nicht eine Frage des ,,ob*
sein, sondern des ,wann“ und ,wie“ eine europdische Losung aus-
gestaltet ist. Hierflir sprechen auch die entsprechenden Ausfiih-
rungen im Trio-Programm und dem nationalen Programm fiir die
deutsche EU-Ratsprasidentschaft. Die konkrete Ausgestaltung
bleibt freilich abzuwarten.

Einen Regulierungsansatz auf EU-Ebene zu sektoriibergreifen-
den, verbindlichen Sorgfaltspflichten in der Lieferkette tragen
zahlreiche Unternehmen mit. So pladiert etwa der Bayer-Konzern
fur ein EU-weites Lieferkettengesetz. ,Wir unterstiitzen ein Liefer-
kettengesetz, aber eines auf europdischer Ebene, nicht nur
in Deutschland”, so Matthias Berninger, Global Head of Public
Affairs & Sustainability der Bayer Gruppe. Bereits im Dezember
2019 hatten zunachst 42 deutsche Unternehmen ein Statement
fuir eine gesetzliche Regelung menschenrechtlicher und umwelt-
bezogener Sorgfaltspflichten unterzeichnet; bis heute sind weitere
19 Unternehmen hinzugekommen. Zu den Unterzeichnern geho-
ren u. a. Hapag-Lloyd, Nestlé Deutschland, Ritter Sport, Tchibo
und Vaude. Angesichts der hitzigen Diskussion um ein nationa-
les Lieferkettengesetz kann allerdings nicht die Rede davon sein,
dass dies dem ,Mainstream*® in der Wirtschaft entsprache.
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Unabhéangig von kinftigen verbindlichen menschenrechtlichen
und ggf. umweltbezogenen Sorgfaltspflichten in der Lieferkette
tun Unternehmen im Sinne eines umfassenden Risikomanage-
ments allerdings schon heute gut daran, sich mit ihren entspre-
chenden Risiken in der Lieferkette auseinanderzusetzen. Hierflr
sprechen zwei Griinde: Zum einen pragt sich das 6ffentliche Be-
wusstsein weiter aus; Menschenrechtsverletzungen in der Liefer-
kette konnen auch fir die Unternehmen am Ende der Lieferkette
zu einem erheblichen Reputationsschaden fiihren, wie einige Bei-
spiele in der Vergangenheit bereits gezeigt haben. Zum anderen
nimmt die Zahl der sog. Menschenrechtsklagen (Human Rights
Litigation) zu. Hieraus kdénnen den Unternehmen substanzielle
finanzielle Risiken entstehen. In besonderem Mafe gilt das fiir
den Teilbereich der Climate Change Litigation (vgl. dazu zuletzt
unseren Newsletter ,Corona vs. CSR: Stoppt das Virus auch die
Nachhaltigkeit?“). Ein verbindliches Lieferkettengesetz diirfte das
Potenzial derartiger Prozesse weiter steigern, wie insbesondere
die Uberlegungen in dem o. g. Briefing No. 2, aber auch die Aus-
fuhrungen im Eckpunktepapier fir ein deutsches Lieferketten-
gesetz zeigen.

Unternehmen sollten die weitere Entwicklung im Auge behalten
und sich auf die Einflihrung verbindlicher Sorgfaltspflichten in der
Lieferkette vorbereiten. Erste sektorspezifische Sorgfaltspflichten
treten aufgrund der Konfliktmineralien-VO ohnehin bereits An-
fang 2021 in Kraft (vgl. dazu unser ,Update Corporate Social
Responsibility: Verbindliche Sorgfaltspflichten in der Lieferkette
flir Konfliktmineralien® von November 2019). Die konkrete Ausge-
staltung eines europaischen Lieferkettengesetz-Vorhabens wiirde
zudem Auswirkungen auf die bestehenden Compliance-Strukturen
der Unternehmen haben. Die Unternehmen missten dann auch
Menschenrechts- und Umwelt-Auswirkungen mit einer Lieferketten-
Due-Diligence abbilden. Welche Unternehmen unter das neue
Regime fallen, denen man zutraut, verpflichtende und sanktionierte
Due-Diligence Prozesse und Compliance-Strukturen (sich) leisten
zu konnen, ist eine weitere Fragestellung mit Konfliktpotential.

4. MEHR INVESTITIONEN IN NACHHALTIGE ENTWICK-
LUNG

In ihrer Video-Botschaft zur Jahreskonferenz des RNE am
15. Juni 2020 betonte Bundeskanzlerin Angela Merkel, dass es
beim Umgang mit der Corona-Krise gelte, ,kurzfristige Krisenbe-
widltigung und langfristige Zukunftsplanung zusammenzubrin-
gen®. Das umfassende Konjunkturpaket der Bundesregierung
diene diesen Zielen. Der Bundesregierung gehe es zum einen
darum, ,die Widerstandsfdhigkeit von Wirtschaft und Gesell-
schaft gegentiber Pandemien, dem Klimawandel und anderen
groBen Herausforderungen zu stédrken“. Zum anderen wolle sie
,ZU einer nachhaltigen Wirtschafts- und Lebensweise in unserem
Land kommen*. Die Agenda 2030 mit den Globalen Nachhaltig-
keitszielen sei der Kompass, ,um die Weichen fiir einen Kurs der
Nachhaltigkeit in die Zukunft zu stellen*.

Damit wird — wie auch durch das Trio-Programm und das natio-
nale Programm fir die deutsche Ratsprasidentschaft — dem
European Green Deal der Riicken gestarkt. Im Mittelpunkt steht
insoweit die Arbeit an der angekiindigten Renewed Sustainable
Finance Strategie. Am 8. April 2020 hat die EU-Kommission
hierzu die Konsultation zur Renewed Sustainable Finance Stra-

tegy gestartet, die sie im European Green Deal angekiindigt hat.
Die EU-Kommission hatte bereits in dem Konsultationsdokument
bekréftigt, an dem European Green Deal und dem Sustainable-
Finance-Projekt auch und gerade angesichts der Corona-Krise
festhalten zu wollen.

Ebenfalls im European Green Deal angekiindigt hat die EU-Kom-
mission die Uberarbeitung der CSR-Richtlinie zur nichtfinanziel-
len Berichterstattung. Mit dieser Initiative mochte die EU-Kom-
mission sicherstellen, dass Investoren, die Zivilgesellschaft und
andere interessierte Parteien Zugang zu den von ihnen beno-
tigten Informationen haben, ohne den Unternehmen zugleich
UbermaRige Berichtspflichten aufzuerlegen. Im Zuge der laufen-
den Online-Umfrage der EU-Kommission zur Uberarbeitung der
Nichtfinanziellen Berichterstattung (Review of the Non-Financial
Reporting Directive) hat sich das Institut der Wirtschaftspriifer
(IDW) unléngst flir eine moderate Erweiterung des Kreises der
von der nicht-finanziellen Berichterstattung erfassten Unterneh-
men ausgesprochen. Dies soll allerdings mit entsprechenden
Ubergangsfristen verbunden sein (vgl. Pressemitteilung des IDW
vom 22. Juni 2020).

Zudem steht die Aktualisierung der Deutschen Nachhaltigkeits-
strategie an. Der Entwurf der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie
2020/2021 soll dem Vernehmen nach Mitte September 2020
zur Kommentierung veroffentlicht werden. Erste Empfehlungen
zur Weiterentwicklung der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie
2020/2021 hat der RNE in seiner Stellungnahme ,Jahrzehnt der
Nachhaltigkeit ambitioniert eréffnen!* im Mai 2020 vorgelegt.

5. EU-TAXONOMIE

Am 10. und am 18. Juni 2020 haben der Europdische Rat und
das Europaische Parlament die Verordnung Uber die Einrichtung
eines Rahmens zur Erleichterung nachhaltiger Investitionen be-
schlossen (Verordnung (EU) 2020/852). Diese sog. Taxonomie-
Verordnung soll private Investitionen in griine und nachhaltige
Projekte férdern und damit einen wesentlichen Beitrag zum
European Green Deal leisten, den die EU-Kommission am
11. Dezember 2019 vorgestellt hatte (vgl. zum European Green
Deal im Einzelnen unseren Newsletter ,Ausblick Corporate Social
Responsibility 2020: Mehr Nachhaltigkeit, mehr Gesetze, mehr
Risiko*).

In der Pressemitteilung der Europdischen Kommission vom
18. Juni 2020 duRerte der fir Finanzstabilitat, Finanzdienstleistun-
gen und die Kapitalmarktunion zustandige Exekutiv-Kommissions-
vizeprasident Valdis Dombrovskis dementsprechend:

,Die heutige Annahme der Taxonomie-Verordnung ist ein Meilen-
stein unserer griinen Agenda. Wir schaffen damit das weltweit
erste Klassifizierungssystem fiir 6kologisch nachhaltige Wirt-
schaftstdtigkeiten und liefern einen kréftigen Impuls fiir nachhal-
tige Investitionen. AuRerdem wird die Plattform fiir ein nachhal-
tiges Finanzwesen offiziell eingerichtet. Diese Plattform wird in
den kommenden Jahren eine entscheidende Rolle fiir die Weiter-
entwicklung der EU-Taxonomie und unserer Strategie flir ein
nachhaltiges Finanzwesen spielen.”
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Die Taxonomie soll es Anlegern ermdglichen, ihre Investitionen
starker auf nachhaltigere Technologien und Unternehmen auszu-
richten und damit entscheidend dazu beitragen, dass die EU bis
2050 klimaneutral wird. Sie stellt dazu ein EU-weites Klassifizie-
rungssystem mit einheitlichen Begrifflichkeiten zur Verfligung.

Relevant wird die Taxonomie insbesondere flir Finanzmarktteil-
nehmer und Finanzberater sowie flir alle Unternehmen, die zur
nichtfinanziellen Berichterstattung verpflichtet sind bzw. sein wer-
den:

BEDEUTUNG DER TAXONOMIE-VO FUR FINANZ-
MARKTTEILNEHMER UND FINANZBERATER
Finanzmarktteilnehmer und Finanzberater werden durch die Ver-
ordnung (EU) 2019/2088 iiber nachhaltigkeitsbezogene Offen-
legungspflichten im Finanzdienstleistungssektor (Sustainable
Finance Disclosure Regulation, kurz: SFDR) dazu verpflichtet, ab
2021/2022 sowohl im Internet als auch in ihren Produktdokumenta-
tionen nachhaltigkeitsbezogene Informationen offenzulegen.
Einer Umsetzung in nationales Recht bedarf es insoweit nicht;
die SFDR ist unmittelbar geltendes Recht (vgl. zur SFDR néher
in unserem Newsletter ,Ausblick Corporate Social Responsibility
2020: Mehr Nachhaltigkeit, mehr Gesetze, mehr Risiko® von
Anfang Februar 2020). Die SFDR ermachtigt allerdings die drei
Europdischen Aufsichtsbehdrden (EBA, EIOPA und ESMA, kurz:
ESAs) zur Entwicklung von sog. Regulatory Technical Standards
(RTS) Uber den Inhalt, die Methodik und die Darstellung von ESG-
Offenlegungen sowohl auf Unternehmensebene als auch auf Pro-
duktebene. Die ESAs haben hierzu am 23. April 2020 ein Konsul-
tationspapier veréffentlicht, in dem sie um Beitrdge zu den von
ihnen vorgeschlagenen RTS zur Offenlegung von ESG-Faktoren
fur Finanzmarktteilnehmer, Berater und Produkte bitten.

BEDEUTUNG DER TAXONOMIE-VO FUR DIE
NICHTFINANZIELLE BERICHTERSTATTUNG

Zudem ist die Taxonomie fiir alle Unternehmen relevant, die ihren
Lagebericht nach der sog. CSR-Richtlinie (Non-financial reporting
Directive, kurz: NFRD) und dem deutschen CSR-Richtlinie-Umset-
zungsgesetz (CSR-RUG) fiir Geschaftsjahre ab dem 1. Januar 2017
um eine nichtfinanzielle Erkldrung ergédnzen mussen. Sie werden
in ihrer nichtfinanziellen Berichterstattung kiinftig auch Angaben
dartber aufnehmen missen, wie und in welchem Umfang die
Tatigkeiten des Unternehmens mit Wirtschaftstatigkeiten verbun-
den sind, die als 6kologisch nachhaltige Wirtschaftstatigkeiten
gemald Artikel 3 und Artikel 9 der Taxonomie-VO einzustufen sind,
vgl. Art. 8 Taxonomie-VO. Insbesondere missen Nicht-Finanz-
unternehmen Folgendes angeben:

m  den Anteil ihrer Umsatzerldse, der mit Produkten oder Dienst-
leistungen, erzielt wird, die mit Wirtschaftstatigkeiten verbun-
den sind, die als 6kologisch nachhaltig gemaR Artikel 3 und
Artikel 9 der Taxonomie-VO einzustufen sind; und

m den Anteil ihrer Investitionsausgaben und, soweit zutreffend,
den Anteil der Betriebsausgaben im Zusammenhang mit Ver-
mogensgegenstdnden oder Prozessen, die mit Wirtschafts-
tatigkeiten verbunden sind, die als dkologisch nachhaltig ge-
mak Artikel 3 und Artikel 9 der Taxonomie-VO einzustufen
sind.

GemaR Artikel 3 der Taxonomie-VO gilt eine Wirtschaftstatigkeit
u. a. dann als 6kologisch nachhaltig, wenn sie einen wesentlichen
Beitrag zur Verwirklichung eines oder mehrerer der folgenden,
in Artikel 9 der Taxonomie-VO festgelegten Umweltziele leistet:

m  Klimaschutz,

m  Anpassung an den Klimawandel;

m  nachhaltige Nutzung und Schutz von Wasser- und Meeres-
ressourcen;

m  Ubergang zu einer Kreislaufwirtschaft;

m  Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung;

m  Schutz und Wiederherstellung der Biodiversitat und der
Okosysteme.

Die EU-Kommission wird delegierte Rechtsakte mit spezifischen
technischen Evaluierungskriterien erlassen, um die in der Taxo-
nomie-VO festgelegten Grundsédtze zu ergdnzen und festzu-
legen, welche Wirtschaftstatigkeiten fir die einzelnen Umweltziele
jeweils infrage kommen. Laut o. g. Pressemitteilung sollen die bei-
den ersten Kriterien fiir Klimaschutz und Anpassung an den Klima-
wandel bis Ende diesen Jahres und die Kriterien flir die anderen
vier Umweltziele bis Ende nachsten Jahres angenommen werden.

Mit der Taxonomie-VO und der SFDR hat die EU-Kommission
zentrale Bausteine ihres Aktionsplans Sustainable Finance aus
dem Jahr 2018 umgesetzt. Der Trend zu mehr Regulatorik im
Bereich Nachhaltigkeit setzt sich damit weiter fort.

6. STAKEHOLDER CAPITALISM UND SUSTAINABLE
CORPORATE GOVERNANCE

Nachdem bereits das diesjahrige Weltwirtschaftsforum in Davos
im Zeichen des Stakeholder Capitalism stand (vgl. dazu unseren
Newsletter ,,Ausblick Corporate Social Responsibility 2020: Mehr
Nachhaltigkeit, mehr Gesetze, mehr Risiko*), hat das World Eco-
nomic Forum (WEF) nunmehr im Juni 2020 ein White Paper zum
Thema ,Integrated Corporate Governance: A Practical Guide to
Stakeholder Capitalism for Boards of Directors” veroffentlicht.

Die technologischen, dkologischen, geopolitischen und sozio-
okonomischen Verénderungen der letzten zwei Jahrzehnte, zu-
sammen mit der globalen Krise als Folge der Covid-19-Pandemie,
treiben hiernach bei den Unternehmen eine Uberpriifung der
Corporate Governance voran. Dieser tiefgreifende Wandel
im Tatigkeitsbereich der Unternehmen lasse Umwelt-, Sozial-,
Governance- und Datenverwaltungs- (ESG&D) Uberlegungen im-
mer wichtiger werden flir den grundlegenden Zweck von Unter-
nehmen (purpose) — die nachhaltige Wertschopfung. Infolge-
dessen werde die traditionelle Unterscheidung zwischen dem
Shareholder Primacy Modell (mit einer auf finanziellen und opera-
tive Chancen und Risiken fokussierten Corporate Governance) ei-
nerseits und einem Stakeholder-getriebenen Modell (mit einer auf
okologische und soziale Risiken und Chancen fokussierten un-
ternehmerischen Verantwortung fiir die Gesellschaft) zunehmend
ausgehohlt. Die erhohte Wesentlichkeit der ESG&D-Faktoren
erfordere, dass sie in die Kernstrategie, den Betrieb und die Fiih-
rung des Unternehmens vollstandig integriert werden miussten,
statt wie bis dato haufig segmentiert und de facto untergeordnet
zu sein. Eine solche integrierte Corporate Governance sei das
Wesen des Stakeholder Capitalism.
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Gestlitzt wird diese Einschatzung des WEF durch eine Fortune
500 Umfrage unter US-amerikanischen CEOs, die zu folgenden
Ergebnissen flihrte:

m  Es wird eine Weile dauern, bis sich die Wirtschaft vollstédndig
erholt hat, wobei drei Viertel glauben, dass es nicht vor dem
ersten Quartal 2022 sein wird, und einige glauben, dass es
nicht vor dem ersten Quartal 2023 sein wird;

m  der Nationalismus wird zunehmen, und die Lieferketten werden
weniger global;

m  mehr als die Halfte glaubt nicht, dass Geschaéftsreisen jemals
wieder das Niveau vor der COVID-19-Pandemie erreichen
werden;

m  die Krise hat das Tempo des technologischen Wandels in
75 Prozent der Unternehmen beschleunigt;

m 48 Prozent der CEOs glauben, dass die Pandemie die Ent-
wicklung zum Stakeholder Capitalism beschleunigen wird.

Das Bekenntnis zum Stakeholder-Kapitalismus, wie es in der letzt-
jahrigen Erklarung des US-amerikanischen Business Roundtable
zum Ausdruck kam (vgl. hierzu unseren Blog-Beitrag ,Update
Corporate Social Responsibility: US-Unternehmen verabschieden
sich vom strikten Shareholder Value Ansatz®), scheint hiernach
gestdrkt worden zu sein. Nur 18 Prozent glauben, dass es durch
die Pandemie gebremst wird. Gleichzeitig glauben jedoch mehr
als 40 Prozent der CEOs, dass die Sorge um die Umwelt durch die
unmittelbarere Konzentration auf wirtschaftliche Probleme abneh-
men wird. Das mag auf die zunehmende Bedeutung der sozialen
Aspekte der Nachhaltigkeit hinweisen.
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